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Drucksache 1014 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. April 1959 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
204. Sitzung am 17. April 1959 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 18. März 1959 verabschiedeten 

Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 
— Drucksachen 349, 680 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Kaisen 


Bonn, den 17. April 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 2. April 1959 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Kaisen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 



Drucksache 1014 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsaussehusses zum 
Gesetz über die Tuberkulosehilfe 


1. Zu §§ 21, 24 Abs. 1 Satz 2 und § 38 Abs. 4 

a) § 21, 

b) § 24 Abs. 1 Satz 2 und 

c) der Klammerhinweis auf § 21 in § 38 Abs. 4 
sind zu streichen. 

Begründung 

Für diese Vorschriften fehlt es an der Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes, da sie in das 
Gemeinde- und Kreisverfassungsrecht eingreifen, 
wofür Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes keine 
Grundlage gibt. Diese Auffassung hat der Bun- 
desrat bereits wiederholt zum Ausdruck ge- 
bracht. Es besteht auch kein Anlaß für einen 
derart weitgehenden Eingriff in das Gemeinde- 
und Kreisverfassungsrecht. Um die Durchführung 
der wirtschaftlichen Hilfe den Bedürfnissen ent- 
sprechend auf die Landkreise und kreisireien 
Städte zu übertragen, kann das Landesrecht die 
erforderlichen Bestimmungen treffen. Die Länder 
tragen diesem Bedürfnis im übrigen bereits in 
der Praxis befriedigend Rechnung. 

2. Zu § 32 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2 Buchstabe a und 
Nr. 3 Buchstabe a 

a) Nr. 1 Buchstabe a 

In § 1244a Abs. 6 der Reichsversicherungs- 
ordnung ist als letzter Satz einzufügen: 

„§ 1242 gilt nur für die Dauer der Gewäh- 
rung von Übergangsgeld.“ 

b) Nr. 2 Buchstabe a 

In § 21a Abs. 6 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes ist als letzter Satz einzufügen: 

„§ 19 gilt nur für die Dauer der Gewährung 
von Übergangsgeld.“ 

c) Nr. 3 Buchstabe a 

In § 43a Abs. 6 des Reichsknappschafts- 
gesetzes ist als letzter Satz einzufügen: 

„§ 41 gilt nur für die Dauer der Gewährung 
von Übergangsgeld." 

Begründung zu a) bis c) 

Unter den Voraussetzungen des § 1244a Abs. 6 
Buchstabe b RVO, §21a Abs. 6 Buchstabe b AVG 
und § 43a Abs. 6 Buchstabe b RKG soll der Ver- 
sicherte das Übergangsgeld längstens für zwei 
Jahre erhalten. Im Anschluß an diese Zeit kann 
er aber gemäß § 1242 RVO, § 19 AVG und § 41 


RKG während der Dauer der Durchführung von 
Rehabilitationsmaßnahmen durch Träger der 
Rentenversicherungen grundsätzlich keine Rente 
erhalten. Hier ist im Gegensatz zu den sonstigen 
Rehabilitationsmaßnahmen eine Lücke, weil bei 
sonstigen Rehabilitationsmaßnahmen für die 
Dauer der Maßnahmen grundsätzlich ein Über- 
gangsgeld zu gewähren ist (§ 1241 RVO, § 18 
AVG, § 40 RKG). 

3. Zu § 36 

a) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Bund trägt 

a) zur Hälfte die Aufwendungen, die 
den Landesfürsorgeverbänden durch 
den Vollzug der §§ 2, 3, 4 Abs. 2 und 
des § 5 entstehen, 

b) in vollem Umfange die Aufwen- 
dungen, die den Trägern der gesetz- 
lichen Rentenversicherung durch die 
Gewährung der stationären Dauer- 
behandlung in den Fällen des § 1244a 
der Reichsversicherungsordnung, des 
§ 21a des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes und des § 43a des Reichs- 
knappschaftsgesetzes entstehen. 

Die persönlichen und sächlichen Verwaltungs- 
kosten bleiben hierbei außer Ansatz. Der 
knappschaftlichen Rentenversicherung werden 
die Aufwendungen vom Bund im Rahmen 
des § 128 des Reichsknappschaftsgesetzes 
erstattet.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 sind die Worte „des Ab- 
satzes 1“ durch die Worte „des Absatzes 1 
Buchstabe b“ zu ersetzen. 

Begründung zu a) und b) 

Die Bedeutung der Tuberkulosehilfe und der 
Tuberkulosebekämpfung als einer anerkannten 
Gemeinschaftsaufgabe des Bundes und der Län- 
der verlangt zumindest, daß der Bund sich 
— wie schon in der Stellungnahme des Bundes- 
rates vom 28. März 1958 (BT-Drucksache 349 An- 
lage 2) vorgeschlagen — zur Hälfte nicht nur an 
den Leistungen in den Fällen der stationären 
Dauerbehandlung vom Beginn des zweiten 
Jahres ab (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und § 36 Abs. 2), son- 
dern an sämtlichen Kosten der Heilbehandlung 
(§ 2) beteiligt. 
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